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Regierungsratsbeschluss vom 17. Juni 2025 

Nr. 2025/1024 

Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung (AFE) zwischen dem Kanton und den 
Einwohnergemeinden 
Legislaturziel 2021 - 2025: Aufgabenreform konkretisieren: Rechenschaftsbericht 
Kommission Aufgabenreform 

1. Ausgangslage 

Mit Regierungsratsbeschluss Nr. 2022/1812 vom 29. November 2022 haben wir Prüfaufträge für 
acht Handlungsfelder an verschiedene Fachämter erteilt. Gleichzeitig haben wir eine paritätisch 
zusammengesetzte Kommission «Aufgabenreform» mit je fünf Kantons- und Gemeindevertre­ 
tern und Kantons- und Gemeindevertreterinnen eingesetzt. Die Kommission überwacht den Re­ 
formprozess nach Handlungsfeldern und beurteilt allfällige neue Aufgabenreformvorhaben. Die 
Kommission verfügt über ein Antragsrecht und kann Stellung nehmen zu finanziellen Verände­ 
rungen in der Lastenverschiebungsbilanz zwischen Kanton - Einwohnergemeinden. 

2. Erwägungen 

2.1 Die Kommission Aufgabenreform tagte in den letzten drei Jahren vier Mal. Dabei hat 
sie alle bezeichneten Handlungsfelder bezüglich ihrem Finanzierungs- und 
Entflechtungspotential auf der Grundlage der Ausführungen und Eingaben der 
zuständigen Dienststellen beraten. 

2.2 Der Arbeitsstand nach Handlungsfeld respektive der Ausblick für die kommende 
Legislatur ist in der Beilage ersichtlich. Der entsprechende Tätigkeitsbericht wurde als 
Rechenschaftsbericht der Kommision an ihrer Sitzung vom 12. Mai 2025 verabschiedet. 
Das Handlungsfeld «freiwilliger kantonaler Einheitsbezug direkte Steuern» ist 
inzwischen sowohl rechtlich geregelt als auch im operativen Betrieb mit Einwohner­ 
und Kirchgemeinden fortgeschritten. Das Geschäft kann, da «erfolgreich in der 
Umsetzung» von der Agenda der Kommission gestrichen werden. 

2.3 Die Verschiebungen von Aufgaben unter den beiden Staatsebenen sollen weiter in 
einer Aufgaben- und Lastenverschiebungsbilanz1) dokumentiert werden; 
gegebenenfalls gilt es künftig die dynamische Komponente zu berücksichtigen. 

2.4 Die Kommission Aufgabenreform soll auch in der kommenden Legislatur als 
strategisches Steuerungsgremium Kanton - Einwohnergemeinden zur Begleitung von 
laufenden und künftigen Handlungsfeldern zwischen den zwei Staatsebenen 
eingesetzt werden. Die (paritätische) Zusammensetzung von je fünf Kantons- und 
Gemeindevertretern und Kantons- und Gemeindevertreterinnen wie auch das beim 
Amt für Gemeinden (AGEM) angesiedelte Kommissionssekretariat hat sich bewährt 
und soll fortgeführt werden. 

1) vgl. Bericht Aufgaben- und Lastenverschiebungsbilanz vom 16. November 2020. 
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3. Beschluss 

3.1 Der Rechenschaftsbericht der Kommission Aufgabenreform zur Tätigkeit bezüglich 
Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung vom 23. Mai 2025 wird zur Kenntnis ge­ 
nommen. 

3.2 Der Verband der Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG) wird gebeten, einen Wahl­ 
vorschlag seiner Gemeindevertreter und Gemeindevertreterinnen für die Legislatur 
2025 - 2029 bis zum 30. November 2025 beim Kommissionssekretariat (Amt für Ge­ 
meinden) einzureichen. 

//- 
Andreas Eng 
Staatsschreiber 

Beilage 

Rechenschaftsbericht Kommission Aufgabenreform zur Tätigkeit bezüglich der Aufgaben- und 
Finanzierungsentflechtung, Übersicht zum Stand der Arbeiten nach Handlungsfelder vom 
23. Mai 2025 

Verteiler 

Volkswirtschaftsdepartement 
Amt für Gemeinden (3; STE, STU, ZIM) 
Amt für Militär und Bevölkerungsschutz, Amtschef 
Ausgleichskasse des Kantons Solothurn, Geschäftsleiter 
Steueramt, Amtschef 
Volksschulamt, Amtschef 
Amt für Gesellschaft und Soziales, Amtschef 
Gesundheitsamt, Amtschef 
Departemente (5) 
Verband Solothurner Einwohnergemeinden VSEG, Bolacker 9, Postfach 217, 

4564 Obergerlafingen 
Mitglieder Kommission Aufgabenreform (10; Versand durch Amt für Gemeinden) 



Amt für Gemeinden 
Gemeindefinanzen 
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Rechenschaftsbericht Kornmission Aufgabenreform zur Tätigkeit bezüglich der Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung 
Übersicht zum Stand der Arbeiten nach Handlungsfelder (RRB Nr. 2022/1812 vom 29.11.2022) 
Nr. 1 Handlungsfeld Beratung in I Stand per März 2025 1 Ausblick 2025-2029 

Beschreibung Handlungsbedarf RRB Kommission 
Dienststelle Aufgabenre- 

form 
Kantonalisierung Volksschule 
Unter Kenntnisnahme der im Schlussbericht «Aufga­ 
ben- und Finanzierungsentflechtung» (RRB Nr. 
2021/599) vom 16.11.2022 dargestellten Chancen und 
Risiken erwarten wir von einer erneuten Untersuchung 
dieser Frage neue Impulse für die Weiterentwicklung 
der Volksschule für die kommenden Generationen. An­ 
gesichts der Komplexität der Fragestellung obliegt es 
dem zuständigen Departement respektive dem Volks­ 
schulamt die nun nötigen Überprüfungsschritte zu be­ 
stimmen und den dazu notwendigen Ressourcenbe­ 
darf zu beantragen. 
Zuständige Dienststelle: DBK/Volksschulamt (VSA) 

03.05.2023: 
Auslegeord­ 
nung 
17.01.2024: 
Grundsatzdis­ 
kussion 
13.12.2024: 
Kenntnis­ 
nahme Kos­ 
tengerüst 
Kantona­ 
Lisierung 

• 

• 

Die finanziellen Auswirkungen einer 
allfälligen Übernahme des Schulbe­ 
triebs ohne Schulliegenschaften wurde 
erhoben. Diese belaufen sich auf 254 
Mio. Franken (Stand 2022) und würde 
bei einer Übernahme durch den Kan­ 
ton einem Steuerfussäquivalent von 35 
Steuerfusspunkten bedeuten (vgl. Be­ 
richt Ecoplan 19.09.2024). 
18.3.2025: Klärung VSA im VSEG­ 
Vorstand: Mit der Ablösung des 
LehrerOffice sollen als erstes Teilpro­ 
jekt die rechtlich verbindlichen Ver­ 
waltungsprozesse zwischen dem VSA 
und den rund 90 kommunalen Schul­ 
trägern IT-mässig standardisiert wer­ 
den. Dies betrifft die Hauptprozesse 
Pensenplanung / Pensenbewilligung 
und Personaladministration. 

• Projektsetup für Ausschreibung ist er­ 
folgt. 

Hauptprozess Pensenplanung und 
~ 

Prozessschritte 

Wird als VSA-Projekt aufgegleist 
• Ende Juni 25: Publikation auf SIMAP; 
• Zielhorizont Schuljahr 2027/2028; 

Relevante Daten im 
System (Master) 

\\srsofaioi 15496\verwaltung$\VDGEMGemeinden\agem_so\projekte\AFE\Phase 2022- 
202 5\K om miss ionss itzu nge n\2 5-05-12\V orbereitu n g\Rechensc hafts be r i c ht 
erstellen\Rechenschaftsbericht-25-05-12 KAR-1. 7 .docx 
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Nr. Handlungsfeld Beratung in Stand per März 2025 Ausblick 2025-2029 
Beschreibung Handlungsbedarf RRB Kommission 
Dienststelle Aufgabenre- 

form 
2 Anpassung der heutigen Anstellungssituation 03.05.2023: • Im Auftrag der Kommission wurden • offen 

der Lehrerschaft Volksschule Auslageord- die finanziellen Auswirkungen einer 
Der Gesamtarbeitsvertrag (GAV) mit den Anstellungs- nung allfälligen Übernahme der Lehrerbe- 
bedingungen für Volksschullehrpersonen wurde vom soldungen der Volkschullehrkräfte 
Kanton sozialpartnerschaftlich mit den Arbeitnehmer- durch das AGEM erhoben. Diese wer- 
verbänden ausgehandelt. Die Einwohnergemeinden den auf 228 Mio. Franken (Stand 2022) 
sind die Arbeitgeberinnen dieser Lehrerschaft und so- beziffert. Diese Kantonalisierung 
mit für die Ausrichtung der Lehrerbesoldung zustän- würde einem Steuerfussäquivalent von 
dig. Die aktuelle Situation wird dem Grundsatz der fis- 31 Steuerfusspunkten entsprechen kalischen Äquivalenz «Wer zahlt, befiehlt» nicht ge- 
recht. Auch sind die unterschiedlichen Anstellungsbe- (vgl. Bericht Ecoplan 19.09.2024). 

dingungen der kommunal angestellten Lehrerschaft 
(Grundlage GAV) gegenüber den kommunalen Ge- 
meindeangestellten (kommunale Dienst- und Gehalts- 
ordnungen) immer wieder Thema von Diskussionen. 

Der GAV wurde im Jahr 2005 eingeführt. Der Regie- • Die notwendigen Arbeiten (internes 
rungsrat erachtet nach einer Laufzeit von rund 17 Jah- Grundlagenpapier, Rechtsgutachten, ren eine Analyse des GAV und seiner Entwicklung als 
notwendig. Er hat deshalb das Finanzdepartement be- SWOT-Analyse) i.S. GAV sind von den 

auftragt, die Stärken und Schwächen des GAV und der internen und externen Stellen abge- 
Nutzen der bisher beschlossenen GAV-Änderungen für schlossen worden. Es obliegt der Re- 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmer zu ermitteln und Ver- gierung als nächsten Schritt über das 
gleiche mit anderen Kantonen anzustellen. weitere Vorgehen zu befinden. 

Zuständige Dienststelle: FD/Departementssekreta- 
riat (FDDS) und DBK/Volksschulamt (VSA) 
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Nr. Handlungsfeld Beratung in Stand per März 2025 Ausblick 2025-2029 
Beschreibung Handlungsbedarf RRB Kommission 
Dienststelle Aufgabenre- 

form 
3 Kantonaler freiwilliger Einheitsbezug direkte 03.05.2023: • Am 1. Januar 2024 konnten 18 Ein- • Das Pilotprojekt wird per 30. Juni 2025 

Steuern Präsentation wohner- und 30 Kirchgemeinden im abgeschlossen. Immer zu Beginn eines 
Das Steueramt hat im Februar 2022 das Projekt «Frei- Umsetzungs- Rahmen des Pilotprojekts dem Ein- neuen Steuerjahres können auch danach 
williger Einheitsbezug» mit der Zielsetzung initialisiert, konzept heitsbezug der direkten Steuern ange- weitere Gemeinden zum Einheitsbezug 
dass eine steuerpflichtige Person nur noch eine Steuer- schlossen werden. Anfang 2024 konn- wechseln. Per 1. Januar 2026 werden wei- 
rechnung für die beim Kanton, bei der Einwohnerge- ten erfolgreich die ersten Vorbezugs- tere 7 Einwohner- und 10 Kirchgemein- 
meinde und bei der Kirchgemeinde anfallenden direk- steuerrechnungen, die nebst der den den Einheitsbezug übernehmen. Die 
ten Steuern sowie der Feuerwehrersatzabgabe erhält Staatssteuer auch die Steuern der Ein- Leistungsvereinbarungen mit den Ge- 
(RRB 2022/218 vom 22.02.2022). Dieser sogenannte wohner- und/oder Kirchgemeinde ent- meinden sind durch den Regierungsrat 
kantonale Einheitsbezug wird für alle Einwohner- und hielten, produziert und versendet genehmigt. Die Umsetzungsarbeiten auf 
Kirchgemeinden ab dem Jahr 2024 durch das Steuer- werden. Am 1. Januar 2025 folgten technischer Ebene sind in vollem Gang. 
amt im Sinne einer Dienstleistung angeboten: weitere 3 Einwohner- und 3 Kirchge- Für den Einheitsbezug per 1. Januar 2027 

meinden. Aktuell nutzen 21 Einwoh- haben sich zurzeit 6 Einwohnergemein- 

Zuständige Dienststelle: FD/Kantonales Steueramt 
ner- und 33 Kirchgemeinden die Leis- den angemeldet. Anfang 2027 werden 
tung Einheitsbezug durch den Kanton. Stand heute voraussichtlich 34 Einwoh- 

(KSTA) ner- und 43 Kirchgemeinden die Leistung 
Einheitsbezug durch den Kanton nutzen. 
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Nr. Handlungsfeld Beratung in Stand per März 2025 Ausblick 2025-2029 
Beschreibung Handlungsbedarf Kommission 
Dienststelle Aufgabenre- 

form 
4 Kantonalisierung Inventurbeamte 13.12.2024: • Am 13. Dezember 2024 wurde die • Mit einer kleinen Anzahl Gemeinden soll 

Die Aufnahme des Inventars nach einem Todesfall er- Präsentation Kommission Aufgabenreform über im Jahr 2026 ein Pilotbetrieb durchge- 
folgt durcl- Chargierte der Einwohnergemeinden oder Vorgehenskon- die Ausgangslage, Rahmenbedin- führt werden, um Erfahrungen und Er- 
gegebenenfalls im Verbund unter mehreren Gemein- zept gungen und einen möglichen Vorge- kenntnisse zu sammeln. 
den zu Handen der Erbschaftsämter (Amtschreibe- hensplan zur Kantonalisierung der • Die notwendigen Gesetzesänderungen 
reien) des Kantons. Mit steigender Nutzung dieser frei- Inventurbeamten informiert. werden vorbereitet und der Gesetzge- 
willig anwendbaren Applikation durch die lnventurbe- • Im März 2025 wurde der VSEG ange- bungsprozess gestartet. 
amtinnen und -beamten (aktuell rund 40% der 100 In- schrieben und über die weiteren • Bei Annahme der Gesetzesänderung wird 
venturbeamte) kann auf mittlere Sicht mit Effizienzge- Schritte informiert. die Kantonalisierung der lnventurbeam- 
winnen ge·echnet werden. Mit einer Übertragung der • Eine Rechtsgrundlagenanalyse ten ab 2028 flächendeckend umgesetzt. 
Arbeiten auf die kantonalen Erbschaftsämter sind Sy- wurde erarbeitet. 
nergien realisierbar. Das Departementssekretariat im 
Finanzdepartement wird diese Kantonalisierung in der 
laufenden Legislatur auf Machbarkeit prüfen. 
Zuständige Dienststelle: FD/Departementssekreta- 
riat (FDDS) 
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Nr. Handlungsfeld Beratung in Stand per März 2025 Ausblick 2025-2029 
Beschreibung Handlungsbedarf Kommission 
Dienststelle Aufgabenre- 

form 
Sa Verstärkte Regionalisierung in den Bereichen 17.01.2024: • Der Regierungsrat hat am • Sobald seitens Gemeinden klar ist, wie die 

Pflege und Alter Präsentation 31.10.2023 die Versorgungsplanung Planung und Steuerung der Versorgungs- 
Der Auftrag zur verstärkten Regionalisierung in der So- Auslegeord- der Alters- und Langzeitpflege 2030 räume erfolgen soll, kann überprüft wer- 
zialhilfe und der Pflege und im Alter ist im Legislatur- nung / Weiteres verabschiedet. Sie bildet neu sechs den, ob dazu Anpassungen an den ge- 

ziel {vgl. LP 2021-2025 B.3.1.2) separat festgehalten. Es vorgehen regionale Versorgungsräume ab. setzlichen Grundlagen erforderlich sind. 

ist vorgesehen, dass die jeweiligen Umsetzungsvor- • Die Versorgungsplanung enthält • Unabhängig davon soll die heutige Auf- 
schläge dem Kantonsrat im Rahmen von Gesetzesan- Empfehlungen zuhanden der Ge- gabenteilung zwischen Kanton und Ge- 
passungen bezüglich Sozialhilfe durch das Amt für Ge- meinden, beispielweise die koordi- meinden im Bereich ambulante Taxen 
sellschaft und Soziales (AGS) bis Mitte 2023 respektive nierte/integrierte Versorgung oder überprüft und im Sinne einer Aufga- 
für die Pflege und im Alter durch das Gesundheitsamt die Schaffung eines übergeordneten benentflechtung und unter Berücksichti- 
bis Mitte 2025 vorgelegt werden. Organs, das die Verantwortung für gung der neuen bundesrechtlichen Vor- 
Zuständige Dienststelle: DDI/Gesundheitsamt die Planung und Steuerung im Na- gaben zur einheitlichen Finanzierung am- 
(GESA) men aller Einwohnergemeinden bulanter und stationärer Leistungen EFAS 

übernimmt. angepasst werden. 

• Am 29.08.2024 organisierte der • Ausserdem soll die kantonale Versor- 
VSEG einen Runden Tisch i.S. lnte- gungsplanung im Jahr 2028 aktualisiert 
grierte Versorgung. werden, um die Entwicklungen in den 

• Aufgrund der Differenzen bezüglich einzelnen Versorgungsregionen abzubil- 

Heim- und Spitex-Höchsttaxen 2025 den. 

zwischen den Fachverbänden GSA / 
Kantonaler Spitexverband und dem 
VSEG stimmte die Basis des VSEG für 
eine gemeinsame neue Integrierte 
Versorgungsplanung (neues kosten- 
effizientes Versorgungssystem). Ge- 
gen Ende des 1. Semesters 2025 sol- 
len die Parteien an einen Tisch ge- 
holt werden und die neuen gemein- 
samen Ziele für die Integrierte Ver- 
sorgungsplanung definieren. Der 
Kanton wird in diesem Prozess eben- 
falls mitwirken. .!. 
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Nr. Handlungsfeld Beratung in Stand per März 2025 Ausblick 2025-2029 
Beschreibung Handlungsbedarf Kommission 
Dienststelle Aufgabenre- 

form 
Sa Verstärkte Regionalisierung in den Bereichen 17.01.2024: • Sobald diese neuen Ziele definiert 

Pflege und Alter Präsentation sind, soll im 2. Semester 2025 der 2. 
{Fortsetz ur g) Auslegeord- Runde Tisch zur Integrierten Versor- 

nung / Weiteres gungsplanung stattfinden. 
vorgehen • Zur Umsetzung der neuen lntegrier- 

ten Versorgungsplanung werden 
neue Führungs- und Entscheidungs- 
kompetenzen bei den Gemeinden 
benötigt. Diese sind auf der Geset- 
zesebene neu zu regeln. 
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Nr. Handlungsfeld Beratung in Stand per März 2025 Ausblick 2025-2029 
Beschreibung Handlungsbedarf Kommission 
Dienststelle Aufgabenre- 

form 
Sb Verstärkte Regionalisierung im Bereich Sozial- 17.01.2024: • Im Rahmen eines Gesetzgebungs- • Im zweiten Semester 2025 wird Botschaft 

hilfe Präsentation projekts über die Aufsicht über die und Entwurf zur Vorlage, inklusive der 
Der Auftrag zur verstärkten Regionalisierung in der So- Auslegeord- Sozialregionen wurde die Neuord- verstärkten Regionalisierung der Sozialre- 
zialhilfe und der Pflege und im Alter ist im Legislatur- nung / Weiteres nung der Sozialregionen diskutiert gionen erarbeitet. 
ziel (vgl. LP 2021-2025 B.3.1.2) separat festgehalten. Es Vorgehen und u.a. neue Grössenkriterien defi- • Im ersten Semester 2026 ist sodann die 
ist vorgesehen, dass die jeweiligen Umsetzungsvor- niert, die nun in die Vorlage einflies- Vernehmlassung geplant, damit im ersten 
schläge dem Kantonsrat im Rahmen von Gesetzesan- sen werden. Damit wird es automa- Semester 2027 über die Vorlage im Paria- 
passungen bezüglich Sozialhilfe durch das Amt für Ge- tisch zu einer verstärkten Regionali- ment befunden werden kann. 
sellschaft und Soziales (AGS) bis Mitte 2023 respektive sierung kommen. 

Die Änderungen im Sozialgesetz treten • für die Pflege und im Alter durch das Gesundheitsamt voraussichtlich auf 1.7.2027 in Kraft, wo- 
bis Mitte 2025 vorgelegt werden. bei von einer mehrjährigen Übergangs- 
Zuständige Dienststelle: DDI/Amt für Gesellschaft trist auszugehen ist. 
und Soziales (AGS) 
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Nr. Handlungsfeld Beratung in Stand per März 2025 Ausblick 2025-2029 
Beschreibung Handlungsbedarf RRB Kommission 
Dienststel Le Aufgabenre- 

form 
6 Kindes- un:::I Erwachsenenschutz: Bisherige fach- 17.01.2024: • Im Rahmen eines Gesetzgebungspro- • Im zweiten Semester 2025 wird Botschaft 

spezifische Abklärungen der Sozialregionen sol- Präsentation jekts über die Aufsicht über die Sozial- und Entwurf zur Vorlage, inklusive der 
len kantonalisiert werden Auslegeord- regionen herrscht innerhalb einer Ar- Varianten hinsichtlich Abklärungsdienst 
Die Überprüfung der Übernahme der Abklärungen nung / Weite- beitsgruppe aus Vertretungen aus erarbeitet. 
zum Kindes- und Erwachsenenschutz durch die Kindes- res Vorgehen Amt, VSEG und Sozialregionen Einig- • Im ersten Semester 2026 ist sodann die 
und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) weg von den keit, dass die Abklärungen bei den So- Vernehmlassung geplant, damit im ersten 
kommunal geführten Sozialregionen wird anlässlich zialregionen fachlich am richtigen Ort Semester 2027 über die Vorlage im Paria- 
der ohnehin geplanten generellen Überprüfung der sind. ment befunden werden kann. 
Prozesse und Strukturen der KESB vorgenommen (vgl. • Die Änderungen irn Sozialgesetz und all- 
separates L-egislaturziel LP 2021-2025. B.3.1.1 ). Die Ge- 

Uneinigkeit herrscht hingegen in der fällige Änderungen im EG 2GB treten vo- 
setzesanpassunqen sollen im Rahmen des Einführungs- • 

Arbeitsgruppe «Revision Sozialgesetz» raussichtlich auf 1.7.2027 in Kraft. 
gesetzes zu n Zivilgesetzbuch durch das Amt für Gesell- 
schaft und Soziales (AGS) im Verlauf der aktuellen Le- bei der Frage der Finanzierung. Wäh- 

gislatur vo·;1elegt werden. rend die kommunale Vertretung die 
Ansicht vertritt, dass die Aufwände 

Zuständige Dienststelle: DDI/Amt für Gesellschaft durch den Kanton abzugelten sind, er- 
und Soziales (AGS) achtet die kantonale Vertretung auch 

in der Finanzierung die Beibehaltung 
des Status quo als angezeigt. 
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Nr. Handlungsfeld Beratung in Stand per März 2025 Ausblick 2025-2029 
Beschreibung Handlungsbedarf RRB Kommission 
Dienststelle Aufgabenre- 

form 
7 Zentralisierung AHV-Zweigstellen sistiert wegen Nach Vorliegen des externen Berichts offen 

Die Aufgaben, welche den Zweigstellen mit der Ein- Transformation (24.03.2025) zur IST-Situation kann das 
führung der AHV ursprünglich zugedacht waren, ha- AKSO in neue Handlungsfeld nun angegangen werden. 

ben aufgrund der technologischen und strukturellen Führungsstruk- Dies soll künftig unter dem Arbeitstitel 
Entwicklung ihre Bedeutung verloren. Daher ist in der tur bis Ende « Überprüfung AHV-Zweigstel lenstruktur» 
laufenden Anpassung des Bundesgesetzes über die Al- 2024 weiterverfolgt werden. 
ters- und Hinterlassenenversicherung vorgesehen, dass 
die Pflicht zur Führung von Zweigstellen per 
01.01.2024 wegfällt. Diese Entwicklung war vorausseh- 
bar. So liegen bereits Erkenntnisse aus einem innerkan- 
tonalen Pilotbetrieb vor, die zeigen, dass die Zusam- 
menarbeit zwischen den Zweigstellen und der AKSO 
mit dem Fokus einer stärkeren Zentralisierung der Auf- - 
gaben bei der AKSO zweckmässig und machbar ist. Es 
wird daher das Ziel verfolgt, bis im Jahr 2025 die Mehr- 
zahl der Aufgaben von den kommunalen Zweigstellen 
zur AKSO hinzuverlagern oder diese vollständig zu 
übernehmen. Um dieses Vorhaben umzusetzen, wer- 
den Anpassungen im Sozialgesetz und der Sozialver- 
ordnung notwendig sein. 
Zuständig Dienststelle: VWD/Ausgleichskasse 
(AKSO) 
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Nr. Handlungsfeld Beratung in Stand per März 2025 Ausblick 2025-2029 
Beschreibung Handlungsbedarf RRB Kommission 
Dienststelle Aufgabenre- 

form 
8 Kantonalisierung Zivilschutz 13.05.2023: • Das Gesetz wie auch die Verordnung • Mitberichtsverfahren 31. August 2025 

Im Hinblick auf die stark schrumpfenden Mannschafts- Auftragsertei- dazu wurde durch die Abteilung Zivil- • Vernehmlassungsverfahren 31. Januar 
bestände des Zivilschutzes ist in Zusammenarbeit mit lung schutz bis Ende Dezember 2024 er- 2026 
den Gemeinden, den Zivilschutzkommandanten unter 17.01.2024: stellt. Diese werden nun durch eine 

• Auswertung Vernehmlassung 31. März 
Federführung des Amtes für Militär und Bevölkerungs- Präsentation externe Firma, spezialisiert in Verwal- 

2026 
schutz (AMB) eine Kantonalisierung des heute durch Machbarkeits- tungsrecht, redigiert. 
sieben Regionale Zivilschutzorganisationen (RZSO) voll- studie Im März 2025 fanden drei lnformati- • Behandlung durch den Kantonsrat 31 . • 
zogene Zivilschutz zu prüfen. Dabei soll insbesondere onsveranstaltungen für die Gemein- Mai 2026 

13.12.2024: 
das dadurch entstehende Sparpotenzial, wie aber auch Information zur den und die Bevölkerungskommissio- • Inkrafttreten 1. September 2026 
der künftige Leistungsauftrag aufgezeigt werden. Er- Umsetzung Ge- nen statt. Diese wurden durch Frau RR • Nacharbeiten Abschluss 31. Dezember 
gebnisse zur Machbarkeitsstudie sollen bis Ende 2023 setzgebung Brigit Wyss durchgeführt. 2026 
vorliegen. • Zurzeit läuft das Auswahlverfahren • 2027 - 2030 Einleitung Planungsschritte 
Zuständige Dienststelle: Amt für Militär und Bevöl- für eine externe Firma, welche uns die gemäss «Roadmap» 
kerungsschutz (AMB) Planungsschritte (Roadmap) bei einer 

allfälligen Annahme des neuen Geset- 
zes aufzeigen wird. 

23.05.2025, AGEM, STE/STU 


